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Bericht des Aufsichtsrates 
 
Der Aufsichtsrat hat sich vom Vorstand regelmäßig über die Lage der Genossenschaft und über 
Geschäftsvorgänge von besonderer Bedeutung unterrichten lassen. Hierzu tagte der Aufsichtsrat achtmal 
gemeinsam mit dem Vorstand. Weiterhin fanden sieben Aufsichtsratssitzungen ohne Beteiligung des Vorstandes 
statt. Die grundsätzlichen und zustimmungspflichtigen einzelfallbezogenen Entscheidungen wurden 
einvernehmlich getroffen. 
Neben den Aufsichtsratssitzungen fanden außerdem neun weitere Sitzungen der verschiedenen Ausschüsse 
überwiegend mit Beteiligung des Vorstandes statt. 
  
Die Vertreterkonferenz im letzten Jahr, als Referent konnte das Vorstandsmitglied des Prüfungsverbandes, Herr 
Klaus-Peter Hillebrandt, gewonnen werden, ist ein wichtiges Element der hochwertigen und kontinuierlichen 
Information aber auch der Erörterung mit dem wichtigsten Entscheidungsorgan der Genossenschaft. Die 
grundlegenden Aspekte des Handlungsrahmens der „1892‘ unter den gesellschaftlichen und demographischen 
bzw. wohnungswirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu erörtern und zu diskutieren, hat sich bewährt und der 
Aufsichtsrat fördert diese Informationspolitik des Vorstandes. 
 
Der Konsolidierungsprozess wird vom Aufsichtsrat, insbesondere durch den Finanzausschuss, intensiv 
unterstützt. Neben den betriebswirtschaftlichen Entscheidungen im engeren Sinn werden auch die 
Rahmenbedingungen, wie z.B. der Wegfall der so genannten Anschlussförderung, der außerplanmäßige 
Förderungsabbau oder die höchstrichterliche Entscheidung zur Passivierung der Aufwendungsdarlehen diskutiert 
und mit Bezug auf die ´1892´ analysiert. 
 
Der Aufsichtsrat begrüßt seit langem das Engagement des Vorstandes, mit Hilfe der Imagekampagne von 
Berliner Wohnungsbaugenossenschaften den Bekanntheitsgrad und den Imageaufbau bei den Berlinern – aber 
auch bundesweit - weiter zu fördern. Untersuchungen des Meinungsforschungsinstituts forsa untermauern stetig 
den Erfolg der Berliner Kampagne. Der Bekanntheitsgrad der Berliner Wohnungsbaugenossenschaften stieg von 
ursprünglich 61% auf mittlerweile 76% an. Zahlen die für sich selbst sprechen. Unsere Anerkennung gilt allen 
Vorständen, die sich für diese Kampagne bundes- oder landesweit einsetzen. 
 
In diesem Zusammenhang denken wir auch an die Ergebnisse der Expertenkommission der 
Wohnungsbaugenossenschaften. Die unterschiedlichen politischen Ebenen sind schon dabei, die entsprechenden 
Empfehlungen umzusetzen. Unsere Genossenschaft ist über zwei Projekte des ‚Experimentellen Wohnungs- und 
Städtebaus (EX-WOST)’ direkt und indirekt daran beteiligt. Wir begrüßen ausdrücklich das Engagement unserer 
Vorstandsmitglieder. Hier werden strategische Weichen gestellt und Vorarbeiten geleistet, die letztendlich auch 
der eigenen Genossenschaft zu Gute kommen.  
 
Die Neuerungen im Dienstleistungsbereich der Genossenschaft werden vom Aufsichtsrat ausdrücklich 
unterstützt. Das Angebot einer Gästewohnung in bester, zentraler Lage von Hamburg durch Kooperation mit 
einer dortigen Genossenschaft oder die Realisierung des Projektes Ferienwohnungen an der Ostsee durch das 
Fischerhaus Kerstin sind Maßnahmen auf dem erfolgreichen Weg zur Erweiterung unserer Service-Angebote.  
Abgerundet wird das ´Ferienhaus-Angebot´ durch die Koppelung mit der Spareinrichtung. Der Fischerhaus-
Sparbrief hat innerhalb von vier Wochen die Finanzierung mit genossenschaftlicher Selbsthilfe sichergestellt. 
Eine Bankenfinanzierung ist somit entbehrlich. 
 
Die weiteren attraktiven Angebote unserer Spareinrichtung für Jung und Alt scheinen nunmehr - nachdem die 
100 Mio. DM aufgrund der EURO-Umstellung nicht erreicht werden konnten – den Sparbestand in die 
planerische Nähe von 100 Mio. EURO zu rücken. Das 1892-RenditeSparen, das 1892-JugendSparen oder die 
immer wichtiger werdende Riester-Rente und die abgezinsten Sparbriefe für die neuen Rentnergenerationen sind 
attraktive Produkte. Das Interesse unserer Mitglieder bestätigt dieses Angebot der Genossenschaft.  
Dank der kontinuierlichen positiven Entwicklung der Spareinrichtung, auch durch die Erweiterung um die 
Kautionsverwahrung für andere Wohnungsunternehmen, konnten über die Regeltilgungen hinaus 
Sondertilgungen in Höhe von rd. 4,2 Mio. EURO vorgenommen werden. Dies stellt einen wichtigen Beitrag zum 
Konsolidierungsprozess dar.  
 
Der Aufsichtsrat hat die Erarbeitung einer Informationsordnung sowie die daraus folgende Überarbeitung der 
Geschäftsordnung des Aufsichtsrates eingeleitet. Damit werden auch formal die rechtlichen Anforderungen des 
‚Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG)’ sowie des ‚Gesetzes zur 
weiteren Reform des Aktien- und Bilanzrechts, zu Transparenz und Publizität (Transparenz- und 
Publizitätsgesetz – TransPuG)’ ebenso wie Grundsätze des ‚Deutschen Corporate Governance Kodex’ 
vollzogen. 
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Das erste Jahr einer erfolgsorientierten Vergütung des Vorstands ist vom Ergebnis her positiv zu bewerten und 
wird einvernehmlich mit geringfügigen Modifizierungen fortgeführt.  
 
Die Prüfung des Jahres 2004 wurde durch den gesetzlichen Prüfungsverband, den Verband Berlin-
Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V., durchgeführt. Der vorgelegte Prüfungsbericht wurde mit einem 
Wirtschaftsprüfer  des Prüfungsverbandes ausführlich besprochen. Der Bericht enthält keine Beanstandungen 
und bestätigt die ordnungsmäßige Führung der Geschäfte der Genossenschaft. Der Prüfungsbericht wurde 
einstimmig angenommen. 
 
Der Jahresabschluss einschließlich Lagebericht des Vorstandes wurde nach Prüfung und Beratung in 
gemeinsamer Sitzung mit dem Vorstand vom Aufsichtsrat einstimmig verabschiedet. 
 
Der Aufsichtsrat dankt den Mitarbeitern der Genossenschaft, dem Betriebsrat und dem Vorstand sowie allen 
ehrenamtlichen Helfern in den Siedlungsbereichen für die im Jahre 2004 geleistete Arbeit. Dem Vorstand 
wünscht er weiterhin viel Erfolg bei seiner Tätigkeit. 
 
Berlin-Charlottenburg, den 17. Mai 2005 
 
 DER AUFSICHTSRAT 
 
 Weißbach 
 Aufsichtsratsvorsitzender 
 
L A G E B E R I C H T 
 
I. Darstellung der Lage 
 
Gesamtwirtschaftliches Umfeld und Branchenentwicklung 
 
Das deutsche Bruttoinlandprodukt hat sich nach der Stagnation im Vorjahr in 2004 real um 1,7% erhöht; dies ist 
der stärkste Anstieg seit 2000 (2,9%). Der Kalendereffekt (+0,5%) bewirkt allerdings nahezu ein Drittel dieses 
Wachstums. Daneben war für das Wachstum der Anstieg der Exporte ausschlaggebend. Die privaten 
Konsumausgaben und die Bruttoanlageinvestitionen waren dagegen negativ. 
 
Die Frühjahrsprognosen für das abgelaufene Jahr lagen bei 1,5% und waren damit relativ exakt und nicht so 
optimistisch wie in den letzten Jahren. Für das laufende Jahr wird derzeit von den 
Wirtschaftsforschungsinstituten mit einem Wachstum von unter 1% gerechnet. Ein Arbeitsmarkteffekt dürfte 
damit nicht auftreten und das Haushaltsfinanzierungsdefizit wird den Maastricht-Vertrag wieder nicht erfüllen. 
 
Die Arbeitslosenquote stieg im Dezember 2004 auf 10,5% (10,3%). Im Jahresdurchschnitt lag die Zahl der 
Arbeitslosen bei ca. 4,4 Millionen Menschen. Für das Jahr 2005 wird nach den Gesetzesreformen ein Anstieg auf 
etwa 5 Millionen Menschen zu erwarten sein, die bisherigen Zahlen der Bundesagentur belegen diesen Anstieg 
zumindest für das erste Quartal 2005. Die Arbeitslosenquote beträgt derzeit 12,6%, d. h. jede achte 
Erwerbsperson ist ohne Arbeit. 
Die Abschwächung der Baukonjunktur hat sich weiter fortgesetzt. Mit Ausnahme von 1999 gab es in den letzten 
10 Jahren nur Rückgänge, im Jahr 2004 fielen die Bauinvestitionen nochmals um 2,6% (3,6%). 
 
Die konjunkturellen und strukturellen Probleme treffen die Bundeshauptstadt Berlin noch deutlich stärker als die 
westdeutschen Stadt- oder Flächenstaaten. Das Bruttoinlandsprodukt in unserer Stadt hatte quasi ein 
Nullwachstum (+0,4%), jede fünfte Erwerbsperson ist ohne Arbeit. Das durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt 
je Erwerbstätigem ist in Berlin in 2004 im Gegensatz zu allen anderen Bundesländern sogar gesunken.  
Die konjunkturelle und strukturelle Lage wird sich insbesondere für die Berliner Bauwirtschaft weiter negativ 
auswirken, denn der Einbruch im gewerblichen Hochbau und im öffentlichen Bau ist nachhaltig. 
 
Die Veräußerungen von GEHAG, GSW und demnächst GHG, die Streichung der Anschlussförderung und die 
außerplanmäßige Förderungskürzung, mithin die Privatisierungs- und Förderpolitik des Landes Berlin, in 
Verbindung mit dem strukturellen Wohnungsleerstand von weit über 100.000 Wohnungen stellen eine große 
Belastung der Berliner Wohnungswirtschaft dar. Die Fluktuation steigt, die Mieterlöse sinken, die Qualität muss 
ständig verbessert werden und der Marketing-/Werbeaufwand steigt überproportional. Eine ordentliche 
Bewirtschaftung der Bestände wird somit permanent schwieriger. 
Die ehemalige Vergabetaktik vieler Wohnungsunternehmen ist obsolet. Eine Kunden- und Serviceorientierung 
ist notwendig geworden, um Mieter und Wohnungssuchende vom eigenen Produkt zu überzeugen. Und 
diejenigen Wohnungsunternehmen, die für das anstehende Problem der ´Altersarmut´ bereits Lösungsansätze 
entwickelt haben, sind gegenüber dem Wettbewerb im Vorteil. 
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Entwicklung der Nutzungsgebühren und anderer Umsätze 
 
Die Umsatzerlöse aus den Sollmieten für Wohnungen, Gewerbe und sonstige Mieten abzüglich der 
Erlösschmälerungen blieben nahezu konstant und betragen 21,4 Mio. €. Der Anstieg der Wohnungsmieten um 
gut T€ 300 ist durch den Anstieg des Leerstandes und den Rückgang der Gewerbemieten kompensiert worden. 
Der nur teilweise weitergegebene Förderabbau und die Mietanpassungen nach BGB reichten in Verbindung mit 
dem erhöhten Leerstand nicht aus, um den Förderungsabbau auszugleichen. 
Bei den Erlösen aus abgerechneten Betriebskosten ergab sich eine Steigerung von 3,4% zum Vorjahr; die letzten 
Preissteigerungen der öffentlichen Versorger und die gestiegenen Energiepreise werden in den nächsten Jahren 
jedoch zu noch deutlich stärkeren Erhöhungen führen. 
Die Zuschüsse aus der öffentlichen Förderung sind entsprechend den Zahlungsplänen von 3,2 Mio. € auf knapp 
3 Mio. € gesunken. 
Die Umsatzerlöse aus Betreuungstätigkeit ergeben sich aus den vertraglichen Vereinbarungen in Höhe von 
0,1 Mio. €. 
 
 
Vermietungspolitik, Mieten- und Leerstandsentwicklung 
 
Der strukturelle Leerstand in Berlin und Umland in Verbindung mit der Förderpolitik des Landes Berlin und der 
konjunkturellen Situation macht die Vermietung von Wohnungen immer schwieriger. Dies gilt insbesondere für 
Genossenschaften, da unsere neuen ´Mieter´ ja auch Geschäftsanteile zu zeichnen haben. 
Auch macht uns unsere seit drei Jahren selbst auferlegte ´Bonitätsprüfung´ das Vermietungsgeschäft nicht 
leichter. Allerdings ist unser Wertberichtigungsbedarf auf ein Zehnjahrestief gesunken. 
Insbesondere bedingt durch die hohe ´Altersfluktuation´ in unserer Genossenschaft ist unser Leerstand im 
Vergleich zu 2003 auf 3,9% (3,2%) angestiegen. Um dem zu begegnen, prüfen wir derzeit u. a. neue 
Organisationsformen, um den Anforderungen des Mietermarktes noch besser gerecht zu werden. Erste Erfolge 
stellen sich bereits ein. 
 
Die 1999 in unserer Genossenschaft eingeführte Wohnwertmiete ist von den Mitgliedern akzeptiert. Es werden 
die Verzerrungen des Mietspiegels bezüglich der Lage, des Alters und der Größe der Wohnungen abgefedert und 
eher qualitative Faktoren, wie z.B. moderne Bäder oder das Vorhandensein von Balkonen, berücksichtigt. 
Erstmals seit der Einführung unseres Mietmodells haben wir in 2004 eine Anpassung der Wohnwertmiete um ca. 
5%, vorgenommen; die notwendigen Mieterhöhungen werden weiterhin - trotz des Konsolidierungsprozesses - 
in der Regel nur 5% betragen und nicht, wie gesetzlich zulässig, 20%. 
Im Altbaubereich ist die Mietenentwicklung als wirtschaftlich zu bezeichnen, lediglich im Neubaubereich, sprich 
im sozialen Wohnungsbau, ist insbesondere durch den außerplanmäßigen Förderungsabbau, der nicht in allen 
Siedlungen weitergegeben werden kann, keine Wirtschaftlichkeit gegeben. 
 
Bei den Betriebskosten, der so genannten zweiten Miete, wird trotz unserer Einsparungsbemühungen eine leichte 
Steigerung eintreten. Zukünftig wird aber von deutlichen Erhöhungen auszugehen sein, die erhöhte weltweite 
Nachfrage nach Energie sowie die Preiserhöhungen durch das Land Berlin werden sich zwangsläufig auswirken. 
 
 
Instandhaltung und Instandsetzung/Modernisierung 
 
Die geplante Instandhaltung/Modernisierung konzentrierte sich, wie in den letzten Jahren, neben den technisch 
notwendigen Arbeiten auf die Verbesserungen der Häuser und Siedlungen. Aufgrund der Beendigung des 
Investitionszulagengesetzes von 1999 wurde planmäßig das Sanierungsprogramm unserer Siedlung am 
Falkenberg beendet. 
  
Die erfreulicherweise anhaltende große Nachfrage unserer Mitglieder nach hochwertigen Badausstattungen und 
die veränderte Nachfrage nach größeren Wohnungen mit modernen Bädern hat uns noch stärker als im Vorjahr 
beansprucht. Das Budget für Wohnungszusammenlegungen und für Badmodernisierungen hält sich daher auf 
sehr hohem Niveau. Es wurden 11 (Vorjahr 14) Wohnungszusammenlegungen und 108 (Vorjahr 69) 
Badmodernisierungen durchgeführt. Aufgrund der konstanten Nachfrage gehen wir auch für die nächsten Jahre 
von einem vergleichbaren Volumen aus. Seit Beginn unseres Badmodernisierungsprogrammes in 1998 haben 
wir somit ca. ein Viertel unserer Altbauwohnungen mit diesem Standard ausgestattet. 
 
Auch für unsere langjährigen Mitglieder wollen wir weiterhin Modernisierungsmaßnahmen anbieten. Die 
Musterausstellungen mit entsprechenden Badtypen werden weiterhin zur Verfügung stehen. Wohnungen mit 
einer derartigen Ausstattung sind in der Wohnwertmiete mit entsprechenden Zuschlägen gegenüber dem 
Standard berücksichtigt. 
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Entsprechend dem mittelfristigen Bauwirtschaftsplan wurden für das Instandhaltungsprogramm 2004 (2003) 
insgesamt T€ 6.732,1 (T€ 5.865,6) eingesetzt. Bezogen auf den m² Wohn-/Nutzfläche waren dies € 16,61 
(€ 14,57). 
 
Die Finanzierung der Maßnahmen erfolgte neben Eigenmitteln auch durch den Einsatz von Sparmitteln. Die 
Zuschüsse auf der Grundlage des Investitionszulagengesetzes 1999 werden beantragt. 
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Abbildung 1 zeigt die Bau- und Instandhaltungsmaßnahmen im Fünfjahresvergleich. 
 

 
Bau- u. Instandhaltungsmaßnahmen

5,2
5,9

7,6

4,8

6,7

12,3

15,7

9,7

3,7
2,5

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

2000 2001 2002 2003 2004

Jahr

Mio €
Instandhaltungsaufwand

Zugänge aus Baumaßnahmen

 
 
 
Neubau 
 
Aufgrund der aktuellen Rechtssprechung zum geplanten Flughafen Schönefeld können wir derzeit das Baurecht 
am Falkenberg nicht ausüben, da durch das Urteil zunächst von einer geringeren Nachfrage auszugehen ist. 
Außerdem ist ein wesentliches Element der Konsolidierung die mittelfristige Senkung der Kapitalkosten. Daher 
sind zunächst weitere Neubauplanungen zurückgestellt worden. 
 
 
Stadterneuerung 
 
Das Sanierungsgebiet Wedding, Bereich Schulstraße, ist noch sukzessive mit der Verbund Nordberliner 
Wohnungsbaugenossenschaften GmbH abzurechnen. Neben den Grundstücksabrechnungen, die zum Ende des 
Geschäftsjahres erfolgten, sind für dieses Jahr die Abrechnungen der Gebäudesanierungen geplant. 
Problematisch bei der Endabrechnung wird sein, dass es bei der Senatsverwaltung nur noch eingeschränkt 
Mitarbeiter gibt, die die Sanierungsabrechnung beherrschen.  
 
 



 
 

10

Objektbestand 
 
Der Bestand an Wohnungen und anderen Objekten der Genossenschaft zum 31. Dezember 2004 hat sich 
aufgrund der Wohnungszusammenlegungen im Vergleich zum Vorjahr leicht verringert. Er gliedert sich wie 
folgt auf: 
 
   3.096 Wohnungen (Altbau) 
   3.076 Wohnungen (Neubau)    3 Kindergärten 
    96 Gewerbeobjekte    51 sonstige Einheiten 
    542 Garagenplätze    17 Gästewohnungen 
    148 Kfz-/Krad-Abstellplätze 
 
    30  Eigentumswohnungen    105  Objekte in Fremdverwaltung 
 
 
 
 
 
Die Entwicklung des eigenen Wohnungsbestandes der letzten fünf Jahre ist in Abbildung 2 dargestellt. 
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Beteiligungen 
 
Die strategische Zielrichtung unserer Beteiligungsgesellschaften, vermehrt Drittgeschäfte zu übernehmen, gilt 
nach wie vor. Insbesondere nicht genossenschaftsspezifische Aufgaben, wie z.B. die immer komplexer werdende 
EDV-Betreuung und andere Verwaltungstätigkeiten, sollen auf hierfür spezialisierte Dienstleister ausgelagert 
werden. 
 
Die Gilde Heimbau hat, wie in den Vorjahren, in mehreren Geschäftsfeldern Drittkunden dazugewinnen können. 
Dies gelang im EDV-Bereich, insbesondere aber auch als Personaldienstleister für andere Genossenschaften. 
Auch als Agentur für die Image-Kampagne der Berliner Wohnungsbaugenossenschaften konnte die Gilde 
Heimbau für den Zeitraum 2004-2005 die Wiederbeauftragung erreichen. Die gemeinsame Mitgliederzeitung 
von sechs Berliner Genossenschaften ist mittlerweile ebenfalls etabliert und ein gutes Beispiel für 
genossenschaftliche Kooperationen. 
 
Die GA FA Projektentwicklungs- und -steuerungsgesellschaft mbH hat, letztendlich auch bedingt durch die 
aktuelle Rechtssprechung zum Flughafen Schönefeld, die Tätigkeit für das Neubauprojekt am Falkenberg 
zumindest kurz- bis mittelfristig einstellen müssen. Durch den Wechsel der bisherigen Geschäftsführerin, Frau 
Karin Dietz, zur Gesobau AG, wurde die Geschäftsführung bis auf weiteres in Personalunion vom Vorstand der 
Genossenschaft übernommen. 
 
Die Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH (Nordverbund) hatte in 2003 die Sanierung 
für die Liebenwalder Straße 10/11 planmäßig abgeschlossen. Nach der Aufhebung des Sanierungsgebietes 
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Anfang 2004 muss nunmehr für die verbleibenden Objekte eine Lösung mit dem Land Berlin herbeigeführt 
werden. Eine Fortführung der Sanierungstätigkeit aus Gesellschaftsmitteln ist nicht möglich. 
 
 
Spareinrichtung 
 
Bundesweit gibt es 42 Genossenschaften mit Spareinrichtung, deren Spareinlagen bzw. Einlagen insgesamt ca.  
1.352,6 Mio. € (2004) betragen.  
Die Entwicklung unserer Spareinlagen ist, trotz der Zinssenkung im letzten Jahr, weiterhin überdurchschnittlich. 
Wir konnten im abgelaufenen Jahr eine Steigerung sowohl der Sparkonten als auch der Spareinlagen 
verzeichnen. 
 
Per 31.12.2004 wurden in unserer Spareinrichtung 10.172 Sparkonten mit einem Sparvolumen von 69,5 (60,4) 
Mio. € geführt, dies bedeutet eine Steigerung von 15,1%. Die guten Angebote sind für unsere Mitglieder nach 
wie vor attraktiv. Die Garantie für die Sicherheit der Spareinlagen ist durch den Sicherungsfond des GdW sowie 
durch unsere hohen Grundstücks- und Vermögenswerte gegeben. Der Anteil der von den Genossen-
schaftsmitgliedern erbrachten Finanzierungsmittel hat sich auf 24,5 % (21,0 %) der Bilanzsumme erhöht. 
 
 
Die nachfolgende Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der Spareinlagen der letzten fünf Jahre. 
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Zum 31.12.2004 galten folgende Konditionen:                                                                                     p.a. 
 
Sparkonten 
 
Sparbuch mit dreimonatiger Kündigungsfrist  2,50 % 
Sparbuch mit sechsmonatiger Kündigungsfrist  3,25 % 
Mindesteinlage 10.000,00 €      
 
Festzinssparen (Mindesteinlage 5.000,00 €) 
 
Laufzeit  1 Jahr  3,15 % 
Laufzeit  2 Jahre  3,35 % 
Laufzeit  3 Jahre  3,50 % 
Laufzeit  4 Jahre  3,60 % 
Laufzeit  5 Jahre  3,70 % 
Laufzeit  8 Jahre  4,00 % 
Laufzeit 12 Jahre  4,50 % 
 
Bonus-Raten-Sparen mit variablem Basiszins von z. Zt. 2,50 % p.a.  einmalig am Ende 
  der Laufzeit 
 3 - 5 Jahre  5 % 
 6 - 10 Jahre  10 % 
11 - 15 Jahre  15 % 
16 - 20 Jahre  20 % 
21 - 25 Jahre  30 % 
 
1892-Rendite-Sparen mit Basiszins von 3,00 % p.a. 
 
Monatliches Ratensparen mit festen Prämien von 3 – 50 % am Ende eines Kalenderjahres 
Monatliche Mindestsparrate 50,00 € 
 
Vermögenswirksame Leistungen (VL-Sparen) 
 
Monatlich 26,59 bis 40,00 € 
Laufzeit 7 Jahre  3,0 % 
 
Banksparguthaben mit Zinsansammlung (AVmG-Verträge) 
 
Mit variablem Zins   3,25 % 
Mit festem Bonus alle fünf Jahre von  5,00 % 
 
 
 
Mitglieder- und Anteilsbestand 
 
Die Mitglieder- und Anteilsbewegungen stellten sich 2004 wie folgt dar: 
 
  Mitglieder Anteile 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 01.01.2004 10.377 27.369 
 
Zugang 2004 432 29.925 
 
Abgang 2004 461 2.610 
 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 31.12.2004 10.348 54.684 
 
 
Bei den Geschäftsanteilen fand im Geschäftsjahr 2004 aufgrund einer entsprechenden Satzungsänderung eine 
Aufsplittung von € 600 pro Anteil auf zwei Anteile à € 300 statt. Aus dieser Splittung resultieren 27.979 der 
insgesamt 29.925 Anteilszugänge. Das haftende Kapital beträgt € 17.081.905,23. 
Die rückständigen Mindestzahlungen auf Geschäftsanteile betrugen am 31.12.2004 € 2.765,94. 
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Die Entwicklung der Mitglieder mit Zu- und Abgängen der letzten fünf Jahre ist in Abbildung 4 zu sehen. 
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Genossenschaftliche Demokratie 
 
Auch in 2004  gab es wieder eine Vertreterkonferenz (am 22.04.2004). Das Hauptthema: „Rahmenbedingungen 
für Wohnungsgenossenschaften in Berlin“. Das Vorstandsmitglied des Verbandes Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen e.V., Herr Hillebrand, legte der Vertreterversammlung die Eckdaten dar. Leerstände (bei 
Genossenschaften um 3,5 %), der Wegfall der Anschlussförderung, mit der Förderungssituation verbunden die 
vorzeitige Ablösung von Aufwendungsdarlehen, die veränderten Bedingungen der Banken (Basel II), die 
Notwendigkeit, sich zur Erlangung günstiger Finanzierungen als „gläsernes Unternehmen“ zu präsentieren. Die 
Änderungen des Steuerrechts haben den Spielraum der Unternehmen noch weiter eingeschränkt. Zu hoffen ist 
auf eine positive Gerichtsentscheidung zur steuerlichen Behandlung der Passivierung von 
Aufwendungsdarlehen; die Finanzverwaltung hatte Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt. Herr Hillebrand 
fasste zusammen: Die Marktsituation ist schwierig, der Staat zieht sich aus der wohnungswirtschaftlichen 
Förderpolitik zurück, Steuerbelastungen werden auf die Wohnungsgenossenschaften zukommen. Positiv 
vermerkte Herr Hillebrand, dass die Genossenschaften durch ihre Mitgliederbindung und Einbettung in das 
Genossenschaftsrecht stabil bleiben, dass sie neue Mitglieder gewinnen müssen, auch außerhalb ihrer 
„angestammten“ Strukturen, dass Genossenschaften sich gut vermarkten müssen.  
 
Am 18.06.2004 fand unsere ordentliche Vertreterversammlung statt.  
 
Einstimmig wurden von der Vertreterversammlung die Satzungsänderungen beschlossen, die die Genossenschaft 
für neue Mitglieder attraktiver machen und wegziehende Mitglieder zu einem Verbleib als Mitglied in der 
Genossenschaft anregen sollen: 
 
- Wegfall des Eintrittsgeldes 
- Zerlegung des Geschäftsanteils von 600 € in zwei Anteile à 300 €  sowie Anpassung der 

Zahlungsbedingungen 
- Neufassung der Anlage zur Satzung 

z.B. Eingliederung der Seniorenwohnungen in die übliche Systematik, d.h. überwiegend Senkung der 
notwendigen Anzahl der Geschäftsanteile, Erhöhung der Anzahl der Anteile für sehr große Wohnungen 
und Einfamilienhäuser) 

 
Der Aufsichtsratsvorsitzende, Genosse Weißbach, gab der Vertreterversammlung die Neubildung und Besetzung 
der Ausschüsse des Aufsichtsrates bekannt; die Ausschüsse „Bauen“, „Finanzen“ und „Genossenschaftswesen“ 
haben ihre Arbeit aufgenommen.  
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Der Entwurf des Geschäftsberichtes des Jahres 2003, das sich noch schwieriger gestaltete als das Vorjahr, wurde 
der Vertreterversammlung vom Vorstandsmitglied Lönnecker ausführlich erläutert. Mit 9 % ist die Fluktuation 
in der Genossenschaft unverändert hoch. Bessere Qualität der Wohnung muss die Zielsetzung bleiben. Die 
Vermietung läuft weiterhin mit Unterstützung der Imagekampagne – angestrebt wird inzwischen bundesweit 
„die clevere Alternative“, die Steigerung des Bekanntheitsgrades der Rechtsform der Genossenschaften. In 2003 
wurden wieder 69 moderne Bäder eingebaut und 14 Wohnungen zusammen gelegt. Mittelfristig ist – auch 
wegen des Konsolidierungserfordernisses – Neubautätigkeit nicht vorgesehen. Besonders erfreulich ist die 
Entwicklung der Spareinrichtung in 2003 verlaufen; die Spareinlagen sind von rund 51 auf ca. 60,4 Mio. € 
angestiegen. Allein aus dem neuen Geschäftsfeld „Mietsicherheiten“ ist ein Zuwachs von rund 1  Mio. € 
erwachsen. Die Zahl der Mitglieder ist leicht gesunken. Durchschnittlich beschäftigte die Genossenschaft in 
2003 91 Mitarbeiter – 5 junge Menschen wurden ausgebildet. Der bisherige Anbieter der 
wohnungswirtschaftlichen Software der 1892 wird in den nächsten Jahren seine Kunden auf SAP umstellen; die 
Genossenschaft hatte sich bereits im Vorjahr entschlossen, die Lizenzen direkt bei SAP zu erwerben. Ein 
Systemhaus wurde mit der Umstellung beauftragt. Für die Mitarbeiter eine hohe Belastung; im Rahmen der 
Vertreterversammlung sprach der Vorstand dafür seinen Dank aus. Zur Vermögens- und Finanzlage berichtete 
der Vorstand, dass ein Fehlbetrag von 1,6 Mio. € veranschlagt war, der durch eine ungeplante Passivierung um 
100.000 € überschritten wurde. Die Eigenkapitalquote sank planmäßig von 9,9 auf 9,2 %. Die Risiken der 
Genossenschaft lagen auch in 2003 in der hohen Fluktuation und im Leerstand; die demographische 
Entwicklung trägt ihren Teil dazu bei. Wegen der Niedrigzinsphase dürfte mittelfristig mit einer Anhebung der 
Zinsen zu rechnen sein; die Konsolidierungsplanung steuert dagegen. Neben der Regeltilgung sind wiederum 
Sondertilgungen geplant. Es ist zu hoffen, dass bis 2008 die Fremdmittel von Banken um 40 Mio. € 
zurückgeführt sind. Das Angebot der 1892 ist kontinuierlich sowohl im Wohnungs- als auch im 
Dienstleistungsbereich anzupassen. Auf das Konsolidierungsprogramm bleibt das Hauptaugenmerk gerichtet. 
Der Einsatz von Sparmitteln wird die Planung unterstützen. Produktinnovationen sind erforderlich; dazu gehört 
auch die Zusammenarbeit mit der Berliner Volksbank. Die neue Stückelung der Anteile wird das Ziel 
unterstützen.  
 
Nach dem Vortrag des Vorstandes mit Gegenüberstellung der Plan- und Istzahlen für 2004 und Darlegung des 
Prüfungsberichts und Verlesen des Bestätigungsvermerks durch den Aufsichtsratsvorsitzenden, Genossen 
Weißbach, erfolgten die Beschlussfassungen, jeweils einstimmig: Der Lagebericht des Vorstandes für 2003, der 
Bericht des Aufsichtsrates 2003 werden einstimmig angenommen. Der Prüfungsbericht 2003 findet 
zustimmende Kenntnisnahme, und die Vertreterversammlung stellte sodann den Jahresabschluss 2003 
einschließlich Gewinn- und Verlustrechnung fest. Dabei soll der Bilanzgewinn von fast 911.000 € auf neue 
Rechnung vorgetragen und keine Dividende ausgeschüttet werden.  
 
Turnusmäßig schieden Genossin Faudel sowie die Genossen Kühne und Stenzel aus dem Aufsichtsrat aus. 
Genossin Faudel stand aus beruflichen Gründen für eine Wiederwahl nicht zur Verfügung, Genosse Stenzel 
kandidierte wegen Erreichens der Altersgrenze nicht wieder. Der Aufsichtsratsvorsitzende, Genosse Weißbach, 
dankt den Ausscheidenden herzlich für ihre Arbeit in der Genossenschaft. Die neu zur Wahl Vorgeschlagenen, 
Genossin Renate Tonnes (Siedlung Attilahöhe), Genosse Prof. Dr. Thorsten Teichert (Siedlung Charlottenburg) 
und der zur Wiederwahl vorgeschlagene Genosse Detlef Kühne (Siedlung Alt-Tempelhof) werden in den 
Aufsichtsrat gewählt. Auch von hier aus: Guten Erfolg für die ehrenamtliche Tätigkeit! 
 
Die Verbesserung des Angebots für die Mitglieder konnte nach mehreren Anläufen in 2004 einen großen Schritt 
voran gebracht werden: Endlich steht das Fischerhaus „Kerstin“ mit den von den Mitgliedern seit langem 
gewünschten Ferienwohnungen in Warnemünde zur Verfügung. Das Haus und die vier Wohnungen sind 
inzwischen „aufpoliert“ und die ersten Mitglieder haben die frische Ostseeluft, den weitläufigen Strand und das 
Bummeln und Schlemmen in Warnemünde genießen können. Buchungswünsche? Wenden Sie sich an Frau 
Jurisch (Telefon 30 30 21 15). 
 
Neben den Widrigkeiten, die unsere 1892 durch politische Entwicklungen hinnehmen muss, ist 
bedauerlicherweise auch unter den Mitgliedern tendenziell die Zunahme von Egoismus zu verzeichnen, der 
Versuch sich persönliche Vorteile zu Lasten der Gemeinschaft zu verschaffen. In den heute schwierigen sozialen 
Zeiten ist diese Entwicklung nicht nur in unserer 1892, sondern in der gesamten Öffentlichkeit zu sehen. Die in 
unserer Satzung verankerte „genossenschaftliche Treuepflicht“ ist jedoch schwer einzufordern, sie muss gelebt 
werden. Und zur Förderung dieses genossenschaftlichen Lebens tragen unsere ehrenamtlichen Gremien, die 
Seniorenclubs und die Siedlungsausschüsse engagiert bei. Es ist erfreulich zu sehen, wie durch persönlichen 
Einsatz von Mitgliedern die traditionellen Sommerfeste veranstaltet werden können, die von den 
Siedlungsbewohnern genossen werden, die das Zusammenleben und das Miteinander fördern. Die gemeinsamen 
Ausflüge, Bastel- und Spielabende haben dank unermüdlicher Organisatoren ihren festen Platz in der 
Gemeinschaft.  
 
Ein ganz besonders herzliches Dankeschön allen diesen ehrenamtlichen Helfern für ihr Engagement, die 
tatkräftige Hilfe, die Unterstützung, die wir erfahren. Nur so kann der Selbsthilfegedanke immer wieder in 
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Erinnerung gerufen werden. Gerade in diesen schwierigen Zeiten ist die ehrenamtliche Arbeit, der 
Zusammenhalt unter den Mitgliedern ein besonderes Argument für das Wohnen in unserer 1892.  
 
Auch der „Verein zur Förderung des lebenslangen genossenschaftlichen Wohnens e.V.“, kurz der 
„Förderverein“, trägt dazu bei. Das Tagescafé in der Siedlung Charlottenburg ist Treffpunkt für gemeinsame 
Mahlzeiten, kulturelle Veranstaltungen, Gymnastikkurse, Spiel- und Malgruppen. Die Alten-Wohngemeinschaft 
in der Bristolstraße 7 in der Siedlung Schillerpark mit Rund-um-die-Uhr-Betreuung ist inzwischen eine 
Institution. Die Planung für weitere Alten-Wohngemeinschaften in den Siedlungen Charlottenburg und 
Attilahöhe ist in Angriff genommen. Der Förderverein braucht vor allem neue junge Mitglieder, damit die Arbeit 
erfolgreich weitergeführt werden kann! Werden Sie Mitglied! 
 
 
Personal- und Sozialbereich 
 
Neben den Vorstandsmitgliedern und den Prokuristen standen der Genossenschaft im Jahr 2004 für die 
Verwaltung und Instandhaltung des Wohnungsbestandes sowie für die Spareinrichtung 39 Angestellte, davon 8 
Teilzeitbeschäftigte, zur Verfügung. Für die Vermietung und den Bewohner-Service wurden davon im Bereich 
Vermietung/Verwaltung 12 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingesetzt. Die Wohnanlagen wurden von 38 
Hauswarten, davon 30 Teilzeitbeschäftigte, betreut. 
 
Nach wie vor bildet unsere Genossenschaft über Bedarf aus; fünf Auszubildende mit dem Ausbildungsziel 
„Kaufmann/-frau in der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft“ wurden per Jahresultimo ausgebildet. 
Zusätzlich stellen unsere Tochtergesellschaften Gilde Heimbau und Nordverbund je einen Ausbildungsplatz zur 
Verfügung. 
Die Genossenschaft ist Mitglied im Arbeitgeberverband der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft e.V., insofern 
gilt der Mantel- und Vergütungstarifvertrag für die Angestellten und die gewerblichen Arbeitnehmer der 
Wohnungswirtschaft. Aufgrund der Tarifvereinbarungen wurden die Löhne und Gehälter zum 01.01.2005 um 
1,2 % angehoben. 
 
 
Wesentliche Vorgänge des Geschäftsjahres 
 
Die Unsicherheit bei der steuerlichen Behandlung der Aufwendungsdarlehen hat nach jahrelangem Rechtsstreit 
ein Ende. Nachdem das erstinstanzliche Urteil im Musterprozess - erfreulicherweise teilten die Richter die 
Auffassung der Klägerin - vorlag, wurde von der Senatsfinanzverwaltung Revision eingelegt. Die Richter 
bestätigten das erstinstanzliche Urteil, sodass die betroffenen Wohnungsunternehmen nunmehr rechtskräftige 
Verlustvorträge kalkulieren können. Für unsere Genossenschaft hat dies konkrete bilanzielle Auswirkungen; wir 
konnten eine Gewerbesteuerrückstellung über ca. T€ 300 auflösen. 
Ein weiteres Gerichtsurteil mit einer noch größeren Bedeutung, insbesondere für die betroffenen 
Immobilienfonds in Berlin, hat im Dezember für Aufregung gesorgt. Nachdem das Verwaltungsgericht den 
Anspruch auf die Anschlussförderung bejaht hatte, wurde durch das Oberverwaltungsgericht diese Ansicht nicht 
vertreten. Vielen Fonds wird hierdurch die wirtschaftliche Grundlage entzogen und es wird zu Insolvenzen 
kommen. Aufgrund unserer Finanzierungssituation - wir planen schnellstmöglich eine Finanzierung unseres 
betroffenen Objektes durch Eigenmittel - konnten wir die ursprünglich vorgenommene Drohverlustrückstellung 
auflösen, da wir dieses Objekt trotz fehlender Förderung voraussichtlich ohne Verluste bewirtschaften können. 
Nach einem jahrelangen Rechtsstreit wurde uns vom Oberverwaltungsgericht ein Grundstück im Bezirk 
Treptow-Köpenick zugesprochen, das mit einer Fläche von etwa 6.000 qm nunmehr im Bestand aufgenommen 
werden konnte. 
Aufgrund des überdurchschnittlichen Verwaltungsaufwandes unserer Fremdverwaltung von ca. 100 Objekten in 
Brandenburg haben wir den Vertrag einvernehmlich aufgelöst und setzen die freiwerdenden Kapazitäten 
verstärkt für die eigene Objektbetreuung ein. 
 
 
 
Vermögens- und Finanzlage 
 
Der Anteil des langfristigen Vermögens an der Bilanzsumme stieg von 97,4 % auf 98,2%. 
 
Das Eigenkapital in Relation zum Gesamtkapital beträgt 9,1 % nach 9,2 %. Diese Veränderung ergibt sich  
insbesondere aus dem Fehlbetrag und der veränderten Bilanzsumme. Aufgrund des starken Anstiegs der 
Spareinlagen hat sich der Anteil von Eigenkapital zuzüglich Spareinlagen am Gesamtkapital von 30,2 % auf 
33,6 % erhöht. 
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Kapitalflussrechnung 2004   T€ 
 
Finanzmittelbestand zum 01.01.  6.057,1 
Mittelzufluss aus laufender Geschäftstätigkeit  1.161,0 
Mittelabfluss aus laufender Investitionstätigkeit  -2.915,0 
Mittelabfluss aus laufender Finanzierungstätigkeit  -1.449,0 
Finanzmittelbestand zum 31.12.  2.854,1 
 
 
Ertragslage 
 
Der Jahresfehlbetrag in Höhe von 605 T€ ist geringer ausgefallen als geplant. Ursächlich hierfür sind 
insbesondere die Rückstellungsauflösungen für Drohverluste und Steuern. 
Der Jahresfehlbetrag setzt sich aus dem Geschäftsergebnis in Höhe von -1.001 T€, dem Finanzergebnis von 
61 T€ und der Auflösung der Steuerrückstellung in Höhe von 335 T€ zusammen. 
 
 
Risiken und Chancen der künftigen Entwicklung 
 
Der Leerstand ist in unserer Genossenschaft etwas über Plan gestiegen. Die Maßnahmen zur Reduzierung zeigen 
aber bereits erste Erfolge, sodass wir mittel- und langfristig, nicht nur für unsere Genossenschaft, sondern für die 
Branche der Wohnungswirtschaft, eher das Problem der Altersarmut beachten sollten. Diese Thematik wird von 
Jahr zu Jahr aktueller, das zweite Jahr einer nominellen Nullrunde für die Rentner ist gerade beschlossen 
worden. Dabei ist die heutige Rentnergeneration im Vergleich zu den zukünftigen Generationen noch relativ gut 
versorgt. Die Probleme, die aufgrund der demographischen Entwicklung die Sozialversicherungssysteme 
belasten, sind aus unserer Sicht noch nicht als gelöst zu betrachten. 
 
Das Zinsänderungsrisiko hat aufgrund der langen Niedrigzinsphase zwangsläufig eine Brisanz. Aufgrund unserer 
mittelfristigen Planung streben wir aber eine deutliche Senkung der Fremdmittel (KI) in Höhe von 40 Mio. € in 
fünf Jahren an, sodass wir keine Probleme für unsere Genossenschaft sehen. 
 
Die desolate Situation der Öffentlichen Hand bedingt, dass dieser ehemalige verlässliche Partner der 
Wohnungswirtschaft nicht länger berechenbar ist. Die Kürzung der Anschlussförderung oder die 
außerordentliche Förderungskürzung zahlen größtenteils nicht die Mieter, sondern die Wohnungsunternehmen. 
Die Wohnungswirtschaft wird sich auf weitere Stolperfallen einstellen müssen. 
 
Unser Risikomanagementsystem, welches insbesondere die kurzfristigen Ist- und Planabweichungsanalysen 
beinhaltet, enthält auch ein regelmäßiges standardisiertes Quartalsberichtswesen an den Aufsichtsrat. Weiterhin 
wird ein Liquiditätsstatus mit den entsprechenden Kennzahlen monatlich an die Deutsche Bundesbank bzw. 
BaFin gemeldet. Überdies wird eine tägliche Liquiditätssteuerung mit rollierender monatlicher und jährlicher 
Vorausschau vorgenommen. Die diesbezüglichen organisatorischen Regelungen sind seit 2001 in unserem nach 
ISO 9001 zertifiziertem Handbuch geregelt. Wir sind der Auffassung, dass durch dieses System alle relevanten 
Risiken frühzeitig erkannt und entsprechende Gegenmaßnahmen eingeleitet werden können. 
 
 
II. Ausblick 
 
Das vorrangige Ziel der Genossenschaft bleibt die weitere Verbesserung und kontinuierliche Anpassung unseres 
Wohnungs- und Dienstleistungsangebotes an die Nachfrage. Wir sehen dies nach wie vor als Voraussetzung für 
die weitere Reduktion des Leerstandes und Stärkung der wirtschaftlichen Situation unserer Genossenschaft. Bei 
all diesen Maßnahmen gilt es auch, Angebote für die zukünftige Rentnergeneration, die unstrittig über ein 
geringeres Einkommen verfügen wird als die heutigen Rentner, zu entwickeln. Aufgrund unserer Beteiligung an 
der Expertenkommission für Wohnungsbaugenossenschaften und den derzeit laufenden EX-WOST-Projekten 
haben wir die ersten Schritte in diese Richtung getan. 
Das Konsolidierungsprogramm der nächsten Jahre geht mit den hierfür vorhandenen Mitteln für den 
Instandhaltungs- und Modernisierungsplan einen konsequenten Weg. Wir streben eine deutliche Kürzung der 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten an. Die Spareinrichtung wird weiter mit Produktinnovationen 
gestärkt. Auch Nichtmitglieder wollen wir hierbei gezielt ansprechen, dies stärkt gleichzeitig unser Eigenkapital. 
 
Die bisherigen Einsparungen bei den Verwaltungskosten, den Finanzierungskosten und den Betriebskosten 
werten wir positiv, sehen aber noch weiteres Einsparpotenzial. Auch über unsere Tochtergesellschaften wollen 
wir versuchen, diese Zielerreichung sicher zu stellen. 
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Das Geschäftsjahr 2005 wird aufgrund der geplanten Maßnahmen in Verbindung mit einer weiteren 
Zinsreduktion von ca. 400 T€ ein leicht positives Ergebnis ausweisen. In der weiteren Planung gehen wir von 
ausgeglichenen Ergebnissen aus, wenn keine außerordentlichen Ereignisse eintreten. Bilanziell wird sich 
mittelfristig eine deutlich verbesserte Eigenkapitalstruktur bei einer noch stärkeren Finanzierung durch die 
Spareinrichtung ergeben. Diese ´Eigenfinanzierung´ soll gleichzeitig dazu beitragen zwei Geschäftsvorgänge der 
Vergangenheit betriebswirtschaftlich schneller zu bewältigen: Der Kauf von Erbbaurechten in Neukölln 
(Mio. € 11,5) und die vorzeitige Rückzahlung von Aufwendungsdarlehen (Mio. € 14,2) vor fünf Jahren belasten 
derzeit das Zinsergebnis zusätzlich mit ca. 1 Mio. €. 
 
Nachdem wir bereits seit dem Jahr 2002 parallel zum handelsrechtlichen Abschluss eine Bilanzierung nach den 
International Financial Reporting Standards vorgenommen haben, ist geplant, auch für das abgelaufene Jahr 
einen entsprechenden Abschluss aufzustellen. Für Genossenschaften und mittelständische Unternehmen ist diese 
freiwillige Bilanzierung bisher unüblich, aber nach unseren Erfahrungen durchaus empfehlenswert. 
 
Der Vorstand dankt allen Mitarbeitern, dem Betriebsrat, den genossenschaftlichen Gremien und den 
ehrenamtlichen Helfern für den Einsatz und die tatkräftige Unterstützung bei der Bewältigung der uns gestellten 
Aufgaben und der Mitarbeit bei der Einführung von neuen Produkten und Dienstleistungen. 
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AKTIVA     B I L A N Z   Z U M   3 1. D E Z E M B E R  2 0 0 4 
  

   2004  2003 
 
  € € € T€ 
A. ANLAGEVERMÖGEN 
 
Immaterielle Vermögensgegenstände 
1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und 
        ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an 

solchen Rechten und Werten 748.665,53 748.665,53  352 
Sachanlagen 
1.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
         mit Wohnbauten 221.222.449,58   221.718 
2.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
         mit Geschäfts- und anderen Bauten 5.477.936,38   5.620 
3.      Grundstücke ohne Bauten 30.274.643,16   30.276 
4.      Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 1.284.512,66   1.285 
5.      Technische Anlagen und Maschinen 31.799,43   40 
6.      Andere Anlagen, Betriebs- und 
         Geschäftsausstattung 540.470,15   740 
7.      Bauvorbereitungskosten 5.544.150,33   5.267 
8.      Geleistete Anzahlungen  220.364,99 264.596.326,68  215 
Finanzanlagen 
1.     Anteile an verbundenen Unternehmen 3.311.149,13   3.016 
2. Beteiligungen 20.650,00   21 
3. Wertpapiere des Anlagevermögens 0,00   759 
4. Andere Finanzanlagen 35.349,59 3.367.148,72 268.712.140,93 33 
 
B. UMLAUFVERMÖGEN 
 
Andere Vorräte 
1.      Unfertige Leistungen 8.170.000,00   8.371 
2.      Andere Vorräte 4.812,98 8.174.812,98  5 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1.      Forderungen aus Vermietung 558.816,25   450 
2.      Forderungen aus Verkauf von Grundstücken 5.677,90   6 
3.      Forderungen aus Betreuungstätigkeit 28.123,14   9 
4.      Forderungen aus anderen Lieferungen 
         und Leistungen 16.768,58   0 
5.      Forderungen gegen verbundene Unternehmen 285.810,02   377 
6.      Sonstige Vermögensgegenstände 656.676,16 1.551.872,05  260 
Flüssige Mittel 
1. Kassenbestand, Postbankguthaben 

Guthaben bei Kreditinstituten 2.864.076,02 2.864.076,02 12.590.761,05 6.075 
 
C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

 
1.     Geldbeschaffungskosten 1.573.293,12   1.768 
2.     Andere Rechnungsabgrenzungsposten 242.237,09  1.815.530,21 21 
 
D. STADTERNEUERUNGSPOSTEN 

 
Förmlich festgelegte Gebiete 
1.     Grunderwerb einschließlich Erwerbsnebenkosten 137.005,59   137 
2.     Ordnungsmaßnahmen 1.022,58   1 
3.     Trägervergütungen 43.078,01 181.106,18  43 
Untersuchungsbereiche 
1.     Trägervergütungen 75.125,17 75.125,17 256.231,35 75 
    283.374.663,54 286.940 
    ===========                   ====== 
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PASSIVA                                                B I L A N Z   Z U M   3 1.   D E Z E M B E R   2 0 0 4 
 
         2004           2003 
 

 €  € €  T€ 

A. EIGENKAPITAL 

Geschäftsguthaben 
1. der mit Ablauf des Geschäftsjahres 

ausgeschiedenen Mitglieder 626.851,02   631 
2.     der verbleibenden Mitglieder 16.384.688,68   16.376 
3.     aus gekündigten Geschäftsanteilen 70.365,53   81 
        (Rückständige fällige Einzahlungen 
        auf Geschäftsanteile: €  2.765,94 
        Vorjahr: €  3.974,41) ____________ 17.081.905,23  
Ergebnisrücklagen 
1.     Gesetzliche Rücklage 5.506.000,00   5.506 
2.     Andere Ergebnisrücklagen 2.796.426,25 8.302.426,25  2.796 
Bilanzgewinn  305.354,39 25.689.685,87 911 
Eigenkapital insgesamt   25.689.685,87 26.301 
 
B. RÜCKSTELLUNGEN 
 
1.    Rückstellungen für Pensionen  
       und ähnliche Verpflichtungen 4.188.109,00   4.161 
2.     Steuerrückstellungen 24.384,20   347 
3.     Rückstellungen für Bauinstandhaltung 996.000,00   0 
4.     Sonstige Rückstellungen 3.174.954,98  8.383.448,18 4.661 

C. VERBINDLICHKEITEN 
 
1. Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten 164.319.012,85   173.539 
2. Verbindlichkeiten gegenüber  

anderen Kreditgebern 4.413.735,96   4.723 
3.     Spareinlagen 69.489.829,09   60.362 
4.     Erhaltene Anzahlungen 8.608.610,47   8.623 
5.     Verbindlichkeiten aus Vermietung 445.250,49   456 
6. Verbindlichkeiten aus  

Betreuungstätigkeit 15.904,55   12 
7. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen 1.143.674,66   1.499 
8. Verbindlichkeiten gegenüber  

verbundenen Unternehmen 42.235,70   29 
9. Sonstige Verbindlichkeiten 396.901,65   1.801 
        davon aus Steuern: € 230.079,64 
        Vorjahr: € 260.593,16 
        davon im Rahmen der sozialen 
        Sicherheit: € 0,00 
        Vorjahr: € 95.432,27                                           ___________  248.875.155,42  
  
D.   STADTERNEUERUNGSMITTEL 

Förmlich festgelegte Gebiete 
1.      für Grunderwerb 218.577,28   218 
2.      Trägervergütungen 98.144,79   98 
3.      Sonstige Maßnahmen 33.745,26 350.467,33  34 
Untersuchungsbereiche 
1.      Trägervergütungen 75.906,74 75.906,74 426.374,07 76 
   283.374.663,54 286.940 
 ============== ======= 
Bilanzvermerk 
Verbindlichkeiten aus Aufwendungs- 
darlehen nach § 88 Abs. 3 II WoBauG 
Nominalwert: 2.046.190,50 € 
Barwert:         1.939.522,59 € 
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2004 
 
 
        2004                           2003 
 
 €  €  T€ 
1. Umsatzerlöse 

a) aus der Hausbewirtschaftung 32.860.058,01  32.750 
b) aus Betreuungstätigkeit 24.938,52 25 
c) aus anderen Lieferungen und Leistungen   75.548,51 32.960.545,04 40 
 

2. Verminderung des Bestandes 
an unfertigen Leistungen  201.000,00 154 

3. Andere aktivierte Eigenleistungen  358.535,12 436 
 
4. Sonstige betriebliche Erträge  3.818.486,92 3.071 
 
5. Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen 
        a)    Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 15.089.368,09  13.302 
        b)    Aufwendungen für andere Lieferungen und 
                Leistungen 425.771,36 15.515.139,45 423 
 
         Rohergebnis  21.421.427,63 22.443 
 
6. Personalaufwand 

a)     Löhne und Gehälter 3.441.776,64  3.457 
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für  

Altersversorgung und Unterstützung 1.014.152,12 4.455.928,76 1.159 
davon für Altersversorgung:  € 334.352,54 
(Vorjahr:  € 461.380,24) 

 
7. Abschreibungen 

auf immaterielle Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen  4.217.900,55 4.092 
 

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen  1.739.556,03 1.944 
 
9. Erträge aus Beteiligungen  8.677,26 8 
 
10. Erträge aus anderen Wertpapieren und  

Ausleihungen des Finanzanlagevermögens  8.891,94 48 
 
11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  91.913,37 79 
 
12. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  11.149.691,73 11.553 
 
 Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit  -32.166,87 373 
 
13. Außerordentliche Aufwendungen  0,00 1.240 

 
14. Steuern    

a) vom Einkommen und Ertrag -335.000,00  0 
b) sonstige 908.232,38 573.232,38 875 

  
15. Jahresfehlbetrag  605.399,25 1.742 
 
16. Gewinnvortrag  910.753,64 2.653 
 
17. Bilanzgewinn  305.354,39 911 
                           ===========  ===== 
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A N H A N G 
 
Allgemeine Angaben 
 
Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte entsprechend der Verordnung über 
Formblätter für die Gliederung des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen in der aktuellen Fassung vom 
6. März 1987. 
 
Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt. 
 
 
Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden: 
 
Immaterielle Vermögensgegenstände wurden zu Anschaffungskosten bewertet. Es erfolgte eine lineare Ab-
schreibung auf die anzunehmende Nutzungsdauer von drei bis acht Jahren. 
 
Das Sachanlagevermögen wurde grundsätzlich zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt, vermindert 
um planmäßige lineare Abschreibungen entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer. Umfassende 
Modernisierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen werden als nachträgliche Herstellungskosten unter 
Einbeziehung der eigenen Kosten der allgemeinen Verwaltung aktiviert. 
 
Bei Abschreibungen auf Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten wurde grundsätzlich eine 
Nutzungsdauer von 80 Jahren zu Grunde gelegt. 
 
Außenanlagen werden über eine Nutzungsdauer von 10 Jahren abgeschrieben. 
 
Bei Grundstücken mit Geschäfts- und anderen Bauten erfolgte die Abschreibung über 77, 50 und 25 Jahre bzw. 
die kürzere Restnutzungsdauer. 
 
Technische Anlagen und Maschinen wurden unterschiedlich, entsprechend einer Nutzungsdauer zwischen 7 und 
20 Jahren, abgeschrieben. 
 
Bei der Betriebs- und Geschäftsausstattung erfolgte eine lineare Abschreibung über 3 bis 25 Jahren. 
Geringwertige Wirtschaftsgüter wurden im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben. 
 
Die Finanzanlagen wurden grundsätzlich zu Anschaffungskosten bilanziert. In den Anteilen an verbundenen 
Unternehmen sind geleistete Anzahlungen auf eine beschlossene Kapitalerhöhung in Höhe von € 48.870,81 
enthalten. Die entsprechende Eintragung ins Handelsregister erfolgte im Januar 2005. Darüber hinaus wurden 
weitere Zuzahlungen in die Kapitalrücklagen geleistet. 
 
Die Vorräte wurden zu Anschaffungskosten bilanziert. 
 
Die Unfertigen Leistungen setzten sich aus noch nicht abgerechneten Heizungs- und Betriebskosten zusammen. 
 
Zweifelhafte Forderungen wurden wertberichtigt, uneinbringliche Forderungen abgeschrieben. 
 
In den Forderungen aus Betreuungstätigkeit sind € 19.079,42 und aus Lieferungen und Leistungen € 11.593,55 
gegenüber verbundenen Unternehmen enthalten. 
 
Die flüssigen Mittel enthalten Treuhandguthaben von € 19.759,63. 
 
Geldbeschaffungskosten wurden über die Laufzeit der Kreditverträge bzw. über die  kürzeren 
Zinsbindungsfristen abgeschrieben. 
 
Der Bilanzgewinn (€ 305.354,39) setzt sich aus dem Gewinnvortrag in Höhe von € 910.753,64 und dem 
Jahresfehlbetrag in Höhe von € 605.399,25 zusammen. 
 
Der Barwert der Pensionsrückstellung wurde aufgrund eines versicherungsmathematischen Gutachtens mit 
einem Zinsfuß von 6% gebildet.  
 
Die in früheren Jahren gebildete Rückstellung für latente Gewerbesteuern in Höhe von € 335.000,00 konnten im 
Geschäftsjahr aufgelöst werden. 
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Im Einklang mit dem mittelfristigen Bauwirtschaftplan wurden auf Basis geschätzter Baukosten Rückstellungen 
für Bauinstandhaltung in Höhe von 996.000,00 gebildet. 
 
Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und sind in Höhe des nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung notwendigen Betrages angesetzt, wobei die Rückstellungen für Altschulden-
Hypotheken inklusive aufgelaufener Zinsen in Höhe von € 1,6 Mio. mehr als die Hälfte des Betrages ausmachen. 
 
Die Verbindlichkeiten sind grundsätzlich zu ihrem Rückzahlungsbetrag passiviert. Die Anerkennung der 
Passivierung der Aufwendungsdarlehen ist mittlerweile höchstrichterlich entschieden. 
 
In den sonstigen Vermögensgegenständen und den Verbindlichkeiten sind keine Beträge enthalten, die erst nach 
dem Bilanzstichtag rechtlich entstehen. 
 
In den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung sind folgende periodenfremde Erträge und Aufwendungen 
enthalten: 
 
in der Position "Sonstige betriebliche Erträge" 2.277 T€ 
in der Position "Sonstige betriebliche Aufwendungen" 365 T€ 
 
Die periodenfremden Erträge im Geschäftsjahr 2004 ergeben sich im Wesentlichen aus der Auflösung von 
Rückstellungen (T€ 1.962) und der Auflösung von Wertberichtigungen (T€ 178). 
 
Die periodenfremden Aufwendungen entfallen hauptsächlich auf die Abschreibungen bzw. Wertberichtigungen 
auf Forderungen des Umlaufvermögens (T€ 320). 
 
 
 
Beteiligungen und Mitgliedschaften 
 
Die Genossenschaft hält folgende Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen: 

"Gilde" Heimbau Wohnungsbaugesellschaft mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2004: 570 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2003: 291 T€ 
Jahresüberschuss 2003: 56 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2004: 100 % 
 
GA FA Projektentwicklungs- und –steuerungs- 
gesellschaft mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2004: (1,00 €) 
Eigenkapital am 31.12.2003: 10 T€ 
Jahresfehlbetrag 2003: 65 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2004: 100 % 
 
Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossen- 
schaften GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2004: 2.741,1 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2003: 2.227 T€ 
Jahresfehlbetrag 2003: 159 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2004: 56 % 
 
Queens 45bc Event- und Tagungslocation GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2004: 12,3 T€ 
Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag am 31.12.2003: 8 T€ 
Jahresfehlbetrag 2003: 12 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2004: 49,0 % 
 
GfÖ Gesellschaft für  
Öffentlichkeitsarbeit gemeinnütziger und 
städtischer Wohnungsunternehmen in Berlin mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2004: 0,6 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2003: 312 T€ 
Jahresfehlbetrag 2003: 3 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2003: 1,5 % 



 
 

23

GVV – Gesellschaft für Versicherungsvermittlung  
und Vermögensbildung GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2004: 7,8 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2003: 403 T€ 
Jahresüberschuss 2003: 331 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2003 1,7 % 
 
 
Die Genossenschaft unterhält folgende Mitgliedschaften: 

- Berliner Volksbank eG; 500 Geschäftsanteile entsprechen T€ 26 
- Deutscher Genossenschaftsverlag eG, 2 Geschäftsanteile entsprechen T€ 6,0 
- Baugenossenschaft freier Gewerkschafter eG, 14 Geschäftsanteile entsprechen T€ 2,1 
- Ostfriesische Volksbank eG, ehemals Bank für Handel, Schifffahrt 
 und Gewerbe eG; 4 Geschäftsanteile entsprechen T€ 0,8 
- Oeko Geno eG, ehemals Ökobank eG, 10 Geschäftsanteile entsprechen T€ 0,3 
 
- BBU Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e. V. 
- GdW - Selbsthilfeeinrichtung zur Sicherung von Spareinlagen 
 
 
Verpflichtungen und Haftungsverhältnisse 
 
Verpflichtungen und Haftungsverhältnisse, die nicht aus der Bilanz ersichtlich sind: 
T€ 201 Eventualverbindlichkeit aus gesamtschuldnerischem Haftungs- 
  verhältnis gegenüber einem ehemaligen Geschäftsführer der  
  Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH 
 
 
Nicht passivierte Aufwendungsdarlehen nach § 88 Abs. 3 II WoBauG betragen zum Bilanzstichtag: 
 
Nominalwert: 2.046.T€ 
Barwert:         1.940 T€ 
 
Der Tilgungsbeginn dieser Darlehen liegt in 2005. Der Tilgungssatz beträgt 2%. Die zur Sicherung dieser 
Aufwendungsdarlehen eingetragenen Grundschulden beliefen sich am 31.12.2004 auf 2.793 T€. 
 
 
Ergänzende Angaben 
 
Mitglieder- und Anteilsbestand 
 
Die Mitglieder- und Anteilsbewegungen stellten sich 2004 wie folgt dar: 
 
  Mitglieder Anteile 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 01.01.2004 10.377 27.369 
 
Zugang 2004 432 29.925 
 
Abgang 2004 461 2.610 
 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 31.12.2004 10.348 54.684 
 
 
Bei den Geschäftsanteilen fand im Geschäftsjahr 2004 aufgrund einer entsprechenden Satzungsänderung eine 
Aufsplittung von € 600 pro Anteil auf zwei Anteile à € 300 statt. Aus dieser Splittung resultieren 27.979 der 
insgesamt 29.925 Anteilszugänge. Das haftende Kapital verminderte sich um € 6.133,07 auf € 17.081.905,23. 
Die rückständigen Mindestzahlungen auf Geschäftsanteile betrugen am 31.12.2004 € 2.765,94. 
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Mitarbeiter der Genossenschaft 
 
Neben den zwei hauptamtlichen Vorstandsmitgliedern waren in 2004 durchschnittlich folgende Arbeitnehmer 
beschäftigt: 
 
  Vollbeschäftigte Teilzeit- 
   beschäftigte 
 
Prokuristen 2 0 
Kaufmännische Mitarbeiter 38 8 
Technische Mitarbeiter 4 1 
Hauswarte 8 30 
gesamt 52 39 
 
Außerdem wurden durchschnittlich fünf Auszubildende beschäftigt. 
 
Die durchschnittliche Zahl der Mitarbeiter hat sich im Vergleich zum Vorjahr nicht verändert. 
 
Mitglieder des Aufsichtsrates 
 
Manfred Weißbach Baudirektor  Aufsichtsratsvorsitzender 
Klaus Nicklitz Rechtsanwalt Stv. Aufsichtsratsvorsitzender 
Ernst Klubach Pensionär  Schriftführer 
Detlef Kühne Dipl.-Verwaltungswirt Stv. Schriftführer 
Jürgen Bitterling Pensionär 
Reinhard Arf Rechtsanwalt 
Jürgen Koch Dipl.-Verwaltungswirt  
Gabriele Faudel Sachbearbeiterin (bis 18. Juni 2004) 
Horst Stenzel Rentner (bis 18. Juni 2004) 
Renate Tonnes Frauenbeauftragte (ab 18. Juni 2004) 
Prof. Dr. Thorsten Teichert  ordentlicher Universitätsprofessor (ab 18. Juni 2004) 

 
Mitglieder des Vorstandes 
 
Hans-Jürgen Hermann 
Dirk Lönnecker 
Klaus Neubecker - nebenamtlich - (bis 18. Juni 2004) 
 
Prokuristen: 
Johanna Traulsen 
Volkert Asmussen  
 
Forderungen an Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates  
 
bestanden am Bilanzstichtag nicht. 
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Zuständiger Prüfungsverband: 
 
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V., 
Lentzeallee 107, 14195 Berlin. 
 
Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns 
 
Der Vorstand schlägt in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat vor, den Bilanzgewinn in Höhe von € 305.354,39 
bestehend aus Jahresfehlbetrag (€ 605.399,25) und Gewinnvortrag (€ 910.753,64) auf neue Rechnung 
vorzutragen. 
 
Berlin-Charlottenburg, den 02. Mai 2005 
 

 
          D E R   V O R S T A N D 

 
 
 
 
  Hermann  Lönnecker   
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Weitere Erläuterungen zum Jahresabschluss 
 
 

ANLAGENSPIEGEL PER 31.12.2004              
  

      

            

 
Stand 

01.01.2004 
Zugänge 

 
Abgänge 

 
Umbuchungen

( + ) 
Umbuchungen

( - ) 
Stand 

31.12. 2004 

kumulierte 
Abschrei- 
bungen  

Abschreibungen 
des 

auf Abgänge 
entfallende Ab-

kumulierte Ab- 
schreibungen 

Buchwert 
31.12.2004 

Buchwert 
31.12.2003 

   
früherer Jahre 

 
Geschäftsjahres

  
schreibungen

 
31.12.2004 

 € € € € € € € € € € € €

Immaterielle Vermögensgegenstände             

     
  

Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und 
ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten 
 

715.052,57 568.254,94
 

0,00
 

0,00
 

0,00
 

1.283.307,51
 

362.812,68
 

171.829,30
 

0,00 534.641,98
 

748.665,53
 

352.239,89
 

Sachanlagen             

    

    

    

    

     

      

      

   

    

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Wohnbauten 297.389.477,93 3.130.224,32 459,55 0,00 0,00 300.519.242,70 75.671.110,85 3.625.688,02 5,75 79.296.793,12 221.222.449,58 221.718.367,08

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Geschäfts- und anderen Bauten 6.415.505,28 0,00 0,00 0,00 0,00 6.415.505,28 795.098,50 142.470,40 0,00 937.568,90 5.477.936,38 5.620.406,78

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne 
Bauten 30.279.218,12 0,00 0,00 0,00 0,00 30.279.218,12 3.257,82 1.317,14 0,00 4.574,96 30.274.643,16 30.275.960,30

Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 1.284.512,66 0,00 0,00 0,00 0,00 1.284.512,66 0,00 0,00 0,00 0,00 1.284.512,66 1.284.512,66

Technische Anlagen und Maschinen 1.757.117,18 0,00 0,00 0,00 0,00 1.757.117,18 1.717.455,18 7.862,57 0,00 1.725.317,75 31.799,43 39.662,00
Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 2.165.585,89 69.125,23 63.956,49 0,00 0,00 2.170.754,63 1.425.321,50 268.733,12 63.770,14 1.630.284,48 540.470,15 740.264,39

Bauvorbereitungskosten 5.288.960,05 276.889,30 0,00 0,00 0,00 5.565.849,35 21.699,02 0,00 0,00 21.699,02 5.544.150,33 5.267.261,03

Geleistete Anzahlungen 214.681,47 5.683,52 0,00 0,00 0,00 220.364,99 0,00 0,00 0,00 0,00 220.364,99 214.681,47

344.795.058,58 64.416,043.481.922,37 0,0 0,0 348.212.564,91 79.633.942,87 4.046.071,25 63.775,89 83.616.238,23 264.596.326,68 265.161.115,71
             

Finanzanlagen             

     

      

    

    

    

Anteile an verbundenen Unternehmen 3.192.196,14 295.451,99 0,00 0,00 0,00 3.487.648,13 176.499,00 0,00 0,00 176.499,00 3.311.149,13 3.015.697,14

Beteiligungen 21.602,30 0,00 0,00 0,00 0,00 21.602,30 952,30 0,00 0,00 952,30 20.650,00 20.650,00

Wertpapiere des Anlagevermögens 759.268,44 0,00 759.268,44 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 759.268,44

Andere Finanzanlagen 33.383,26 2.140,53 0,00 0,00 0,00 35.523,79 174,20 0,00 0,00 174,20 35.349,59 33.209,06

4.006.450,14 759.268,44297.592,52 0,00 0,00 3.544.774,22 177.625,50 0,00 0,00 177.625,50 3.367.148,72 3.828.824,64
             

Anlagevermögen insgesamt 349.516.561,29 4.347.769,83   823.684,48 0,00 0,00 353.040.646,64 80.174.381,05 4.217.900,55 63.775,89 84.328.505,71 268.712.140,93 269.342.180,24
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Forderungsspiegel 
 
   insgesamt davon mit einer 
    Restlaufzeit von 
    mehr als 1 Jahr 
   T€__ T€ 
Forderungen 
-  aus Vermietung  559 0 
-  aus dem Verkauf von Grundstücken  6 0 
-  aus Betreuungstätigkeit  28 0 
-  aus anderen Lieferungen und Leistungen  16 0 
-  gegen verbundene Unternehmen  286 0 
Sonstige Vermögensgegenstände  657 0 
 
 
Verbindlichkeitsspiegel 
 
Verbindlichkeiten insgesamt davon 
   Restlaufzeit    grund- 
   unter  1 bis 5 über pfand- 
   1 Jahr  Jahre  5 Jahre rechtlich 
       gesichert 
  T€  T€ T€ T€ T€ 
Verbindlichkeiten 
gegenüber 
Kreditinstituten 164.319 7.997 20.334 135.988 164.047 
 
Verbindlichkeiten 
gegenüber anderen 
Kreditgebern 4.414 312 1.436 2.666 4.243 
 
Spareinlagen* 69.490 69.490 - - - 
 
Erhaltene Anzahlungen 8.609 8.609 - - - 
 
Verbindlichkeiten aus 
Vermietung 445 395 11 39 - 
 
Verbindlichkeiten aus 
Betreuungstätigkeit 16 16 - - - 
 
Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und 
Leistungen 1.144 1.118 26 - - 
 
Verbindlichkeiten gegen- 
über verbundenen 
Unternehmen 42 42 - - - 
 
Sonstige  
Verbindlichkeiten 396 396 - - - 
Gesamtbetrag 248.875 88.375 21.807 138.693 168.290 
  ====== ===== ===== ===== ===== 
  
* Die Spareinlagen gliedern sich nach Ursprungslaufzeiten in: 
 a) Spareinlagen mit 3-monatiger Kündigung  T€  9.682 
 b) Spareinlagen mit besonders vereinbarter Zinsbindung  T€  58.243 
 c) Mietkautionen   T€ 1.555  
    T€ 69.480 
 d) Sparbriefe   T€ 10  
   T€ 69.490 
    == ===== 
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